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Änderungsantrag 

der Fraktion der SPD 

zu der Beschlußempfehlung des Ausschusses für Forschung und Technologie 
(18. Ausschuß) 

— Drucksache 1 1 /4460 — 

zur Unterrichtung durch die Bundesregierung 

— Drucksache 1 1 72724 Nr. 31 — 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über die absichtliche Freisetzung 
genetisch veränderter Organismen in die Umwelt - KOM (88) 160 endg. - SYN 1 31 
»Rats-Dok. 6397/88 - 2. Teil« 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Beschlußempfehlung - Drucksache 11/4460 - erhält die fol- 
gende Fassung: 

„1. Der Deutsche Bundestag begrüßt grundsätzhch die Bestre- 
bungen der Europäischen Gemeinschaft, für alle Mitgliedstaa- 
ten eine einheitliche Regelung zur absichtlichen Freisetzung 
genetisch veränderter Organismen zu entwickeln und einen 
Informationsaustausch zwischen den Mitghedstaaten über 
entsprechende Vorhaben zu organisieren. 

Die Ziele einer solchen Regelung sollten sein: 

— Mensch und Umwelt vor den möghchen Gefahren dieser 
neuen Technik zu schützen; 

— den Rahmen zu setzen, in dem ein kontrollierter Umgang 
mit genetisch veränderten Organismen in Forschung, Ent- 
wicklung und Anwendung stattfinden kann. 

Die vorgeschlagene Richtiinie erscheint nicht geeignet, diese 
Ziele zu erreichen. 

11. Die Bundesregierung wird ersucht, sich bei den weiteren 
Beratungen in Brüssel dafür einzusetzen, 

— daß eine EG-einheitiiche Regelung auf hohem Schutz- 
niveau festgelegt wird. Diese Regelung soll so flexibel sein, 
daß sie eine rasche Anpassung an den Erkenntnisfortschritt 
in Wissenschaft und Technik ermöghcht; 

— daß anstelle des vorgesehenen Anmeldeverfahrens grund- 
sätzhch ein Prüf- und Genehmigungsverfahren tritt. Der 
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derzeit geringe Kenntnisstand über die Auswirkungen der 
Freisetzung gentechnisch veränderter Organismen erlaubt 
keine Ausnahme von Genehmigungsverfahren; 

— daß für nichtrückholbare Freisetzungen genetisch verän- 
derter Mikroorganismen, Viren und Kleinlebewesen ein auf 
fünf Jahre befristetes Verbot festgelegt wird; 

— daß die Kriterien zur Abschätzung und Bewertung von 
Freisetzungsvorhaben von der Kommission nach Anhörung 
des beratenden Ausschusses (nach Artikel 19 des Richt- 
linienvorschlags) festgelegt und veröffentlicht werden; 

— daß eine Klassifikation der Organismen nach den mit ihnen 
verbundenen Gefahren erarbeitet und den Richtlinien als 
Anlage beigefügt wird; 

— daß dem Risiko der verschiedenen Gefahrengruppen ange- 
messene unterschiedliche biologische, technische und ad- 
ministrative Schutzmaßnahmen getroffen werden; 

— daß die Freisetzungsvorhaben in Abhängigkeit von ihrem 
Gefährdungspotential grundsätzlich einem stufenweisen 
Freisetzungsverfahren unterworfen werden (Mikrokosmos 
- abgeschlossenes Gewächshaus - kleine Fläche - große 
Fläche) ; 

— daß in dem beratenden Ausschuß nach Artikel 19 des Richt- 
linienentwurfes auch nicht-interessengebundener Sachver- 
stand vertreten ist; 

— daß die Ausnahmen vom Geltungsbereich der Richtlinie in 
Artikel 8 noch einmal überprüft werden. Es sollten nur 
solche Produkte aus dem Geltungsbereich der Richtlinien 
herausgenommen werden, für die in allen Mitgliedstaaten 
der Europäischen Gemeinschaft eigenständige Regelwerke 
mit einer Risikoabschätzung vorhanden sind; 

— daß die Öffentlichkeit an einem Genehmigungsverfahren 
entsprechend 4. BImSchV beteiligt wird; 

— daß Anspruchs- und Rechtswegvorschriften zu Entschei- 
dungen der Kommission in die Richtlinie aufgenommen 
werden; 

~ daß ein Vollzugskontroll- und Üb er wachungs verfahren für 
die genehmigten Freisetzungsvorhaben vereinbart wird; 

— daß für die Freisetzung genetisch veränderter Organismen 
eine Gefährdungshaftung und Versicherungspflicht einge- 
führt wird; 

— daß Sanktionsmaßnahmen bei Verstößen gegen die Richt- 
linien festgelegt werden. 
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III. Die Bundesregierung wird gebeten, dem federführenden Aus- 
schuß für Forschung und Technologie über ihre Maßnahmen 
zur Umsetzung der Empfehlungen des Deutschen Bundes- 
tages und über das Ergebnis der Entscheidungen in Brüssel 
nach Verabschiedung der Richtlinien durch den Ministerrat zu 
berichten. " 

Bonn, den 31. Mai 1989 

Dr. Vogel und Fraktion 
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